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Kerpen, 10.09.2015
Gleichstellungskonferenz Rhein-Erft in Rostock
Unter dem Titel Gleichstellungsarbeit 3.0 - Für eine bessere Zukunft von Frauen und Männern fand die 23. Bundeskonferenz kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen in Rostock statt. Der Rhein-Erft-Kreis war mit vier kommunalen Gleichstellungsbeauftragten und der Gleichstellungsbeauftragten des Kreises als Teilnehmerinnen dort stark vertreten. 
Die Konferenz wurde von Bundesministerin Manuela Schwesig vor mehr als 350 Gleichstellungsbeauftragten aus dem gesamten Bundesgebiet mit folgenden Worten eröffnet: „Ich schätze die Arbeit der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sehr. Ohne Sie wäre vieles nicht möglich.“ 
Als Ergebnis der Konferenz wurden 3 zentrale Forderungen herausgearbeitet, denen sich die Gleichstellungsbeauftragten im Rhein-Erft-Kreis anschließen: 
- Flüchtlingsfrauen brauchen besondere Unterstützung
- Freigewordene Bundesmittel für den Kitaausbau
- Bessere Rahmenbedingungen für Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte
Gleichstellungspolitik 3.0 und Flüchtlingsfrauen: 

Frauen und Mädchen fliehen u. a., weil sie in vielen Ländern als Teil der Kriegsführung vergewaltigt werden. Auch auf der Flucht werden sie häufig Opfer sexueller Gewalt. Sie brauchen in Deutschland besondere Hilfesysteme,  um die erlebten Traumata zu bewältigen. Sie brauchen Schutz vor Gewalt und vor sexuellen Übergriffen in Gemeinschaftsunterkünften und sie brauchen Bildungsangebote, die u.a. berücksichtigen, dass viele von ihnen nicht lesen und schreiben können. Und sie brauchen niedrigschwellige Angebote zur Gesundheitsversorgung.
Hierfür brauchen wir qualifiziertes Personal bei finanzieller Unterstützung durch den Bund.
Gleichstellungspolitik 3.0 und Kinderbetreuung:

Die freiwerdenden Mittel aus dem Betreuungsgeld müssen in den Ausbau der Kindertagesstätten fließen und nicht zur Deckung von Haushaltsdefiziten eingesetzt werden. Fehlende Kinderbetreuung führt dazu, dass vor allem Mütter beruflich zurückstecken. Die Folgen: Fachkräftemangel, schlecht bezahlte Minijobs, niedrige Renten, Altersarmut. Das kann nur durch mehr Kitaplätze und eine gerechtere Arbeitsteilung zwischen Männern und Frauen verhindert werden. Immer mehr Väter wollen weniger arbeiten, sie wollen mehr Zeit mit ihrer Familie verbringen.
Gleichstellungspolitik 3.0 = Verantwortung der Politik

In Artikel 3, Absatz 2 des Grundgesetzes heißt es: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt.“ Dieser Verfassungsauftrag ist immer noch nicht umgesetzt:

Frauen verdienen immer noch weniger als Männer. 
Frauen fehlen in Führungsetagen, im Stadtrat und auf Bürgermeistersesseln. 
Mütter haben schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Väter. 

39 % der Alleinerziehenden und ihre Kinder sind von Armut bedroht.  

Die Politik muss endlich für Geschlechtergerechtigkeit und eine gute Zukunft von Frauen und Männern sorgen. 
Hierfür setzen sich die Gleichstellungsbeauftragten ein: Mit ihrer Arbeit fördern sie eine gleichberechtigte Gesellschaft und tragen zur Umsetzung des Verfassungsauftrages nach Gleichberechtigung der Geschlechter bei.

Um die Aufgabenwahrnehmung dauerhaft und nachhaltig sicherzustellen, müssen die rechtlichen Rahmenbedingungen verbessert und die Gleichstellungsbeauftragten mit den notwendigen Ressourcen ausgestattet werden. 

Dazu Manuela Schwesig:

„Ich ärgere mich oft, dass die Arbeit die vor Ort die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten machen, gar nicht so wertgeschätzt wird, wie es eigentlich sein müsste. Ob eine Frau gute berufliche Chancen hat, ob die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen und Männer gut geht, ob genug Frauenhäuser und Beratungsangebote da sind, das entscheidet sich vor Ort. Und wenn wir nicht diese taffen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten hätten, dann hätten wir viel weniger und eigentlich bräuchten wir sogar noch mehr und das ist natürlich meine Aufgabe diese Arbeit zu unterstützen.“
Weitere Informationen bei Elisabeth Lux, Sprecherin der Gleichstellungskonferenz Rhein-Erft, Tel.: 02237/58-256, elux@stadt-kerpen.de
Bildzeile:
Fünf Gleichstellungsbeauftragte aus dem Rhein-Erft-Kreis nahmen an der Bundeskonferenz teil: (v.l.) Elisabeth Lux, Kerpen; Antje Cibura, Brühl; Brigitte Kuhn-Wolpert, Hürth; Edith Abel-Huhn, Erftstadt; Elisabeth Ingenerf-Huber, Rhein-Erft-Kreis
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